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Vorwort

Diese Untersuchung gilt einem „alten“ – und doch immer wieder neuem Zen-
tralthema des Deutschen Staatsrechts: der Bundesstaatlichkeit. In der Staatsordnung
erscheint sie geradezu als Grundlage rechtlichen Ordnens, als unabänderlicher
Staatsgrundsatz wie als Leitlinie laufender staatsorganisatorischer Bemühungen. In
ihrem normativen Gehalt wird sie weithin als „selbstverständlich“ gesehen.

Doch gerade deshalb gilt es, diesen „bewährten Föderalismus“, als solchen, als
Verfassungsprinzip, in den Blick zu nehmen, in seiner gegenwärtigen Bedeutung für,
seiner Wirkung auf die gesamte Rechtsordnung, vor allem im Öffentlichen Recht.
Hier soll ein besonderer rechtlicher Fokus föderaler Gestaltungskraft deutlich
werden: Gegliederte Ordnung in einer Entwicklung notwendiger Flexibilität.

„Sicherheit“ und „Bildung“ stehen gegenwärtig im Mittelpunkt von Reformbe-
mühungen. Eben dies sind zugleich herkömmliche wie heute zentrale Bereiche
rechtlicher Diskussionen in den politischen Gestaltungsräumen der Deutschen
Länder: Hier sollen deren rechtliche Lösungen einander angenähert werden, unter
einem staatsrechtlichen Dach des Bundes. Dies zeigt die besondere prinzipielle wie
spezielle Aktualität des Themas, bis zu Einzelfragen der Besoldung im Öffentlichen
Dienst.

Die Europarechtliche Dimension der Problematik („Europa der Regionen“) muss
hier noch imHintergrund bleiben, mag sie auch aus gliedstaatlicher Eigenständigkeit
zu entfalten sein. Selbständigkeitsentwicklungen (Katalonien, Norditalien) sind
(noch) kein „deutsches Staatsthema“. Gerade um einem schwächenden Sezessio-
nismus in Europa entgegenzuwirken ist aber Deutscher Föderalismus ein wichtiges
Experimentierfeld: Staatliche Einheit in – aus – Vielfalt!

München, im März 2018 Walter Georg Leisner
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Einleitung:
Dimensionen der Problematik

Bundesstaatlichkeit ist seit fast zwei Jahrhunderten im deutschsprachigen Raum
politische Realität und ein verfassungsrechtliches Grundprinzip der Staatsorgani-
sation1. Im Grundgesetz ist sie, als solche, unabänderlich verankert (Art. 73 Abs. 2 i.
V. m. 20 Abs. 1). Ihre Behandlung im Deutschen Staatsrecht, wie auch in der All-
gemeinen Staatslehre, weist jedoch bedeutsame Unterschiede auf zu den Bemü-
hungen um die anderen, normativ gleichrangigen höchsten normativen Verfas-
sungsprinzipien des geltenden Rechts: Republik2, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit,
Sozialstaatlichkeit: Im Verfassungsrecht selbst ist der unabänderliche rechtliche
Inhalt der Bundesstaatlichkeit institutionell eingegrenzt, in Flexibilisierung3: Es
muss nur eineMehrzahl von öffentlich-rechtlichen „Organisationseinheiten“ geben4,
welche eigene Aufgaben eigenständig erfüllen (können) und grundsätzlich, also
abgesehen von verfassungsrechtlich vorgesehenen Ausnahmen, „mitwirken bei der
Gesetzgebung des Bundes“. In diesen – engen – Grenzen (vgl. i. Folg. näher A. I.) ist
Föderalismus jedoch ein höchstrangiges Verfassungsprinzip. Als solches bedarf er –
aber auch nur insoweit – der staatsgrundsätzlichen Begründung eines solchen
(i. Folg. B.).

Aus dem Verfassungsrecht ergeben sich aber auch bereits Präzisierungen des
Bundesstaatsprinzips (i. Folg. C.), und zwar vor allem aus den (anderen) höchst-
rangigen Verfassungsgrundsätzen (Demokratie, Rechtsstaat, Sozialstaat) des
Grundgesetzes. Diese entfalten gewissermaßen antinomische Normwirkungen nach
Verfassungsrecht auf Begriff, Formen und Inhalte der Bundesstaatlichkeit: Einerseits
begründen sie diese, in deren engen Grenzen (i. Folg. B.), zum anderen wirken sie
aber auch grenzziehend, schon aus dem innerstaatlichen Verfassungsrecht heraus.
Relativierungen/Einschränkungen ergeben sich schließlich aus Supranationalem
Recht (i. Folg. C. I.) wie aus faktischen Entwicklungen von Ökonomie und Technik
(i. Folg. C. II., III.). Unter D. schließen sich Überlegungen dazu an, wie föderale

1 Dies gilt selbst für die Zeit von 1933–45, vgl. Huber, E. R., Das Staatsrecht des Deutschen
Reiches, 1938.

2 „Republik“ ist ein fundamentaler Verfassungsgrundsatz. Dass „alle Gewalt vom Volk
ausgeht“ (Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG), würde einer Weltmonarchie, auf dynastischer Grundlage,
zwingend entgegenstehen. Vor allem aber entfaltet das Prinzip bereits normative Vorfeldwir-
kungen gegenüber Ausgestaltungen einer „Staatsführung“, welche einer „Allein-Selbst-Ar-
chie“ staatsrechtlich (allzu) nähe käme.

3 Zum „labilen Bundesstaat“ vgl. Dörfer, B.-S., BVerfG und Bundesstaat, 2010, S. 46;
BVerfG E 1, 14; Harbich, J., Der Bundesstaat und seine Unantastbarkeit, 1965, S. 145 ff.

4 Vgl. näher A. I. 1. b).



Legitimationen im Sinne einer Festigung der Staatlichkeit wirken (D. I., II.), diese
aber auch bedrohen können (D. III.).

Im Ergebnis und für die Zukunft (E.) geht es, angesichts eines von Auszehrung
bedrohten, wenn nicht gar verfassungsrechtlich auslaufenden Föderalismus, vor
allem darum: Lassen sich die erwähnten verfassungsrechtlichen Antinomien ab-
mildern (E. I.), sich Grenzen einem Supranationalismus ziehen (E. II.), ökonomische
und technische Entwicklungen sich „föderalrechtlich begleiten“ (E. III.)?
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A. Der Föderalismus:
Ein höchstrangiges Verfassungsprinzip

I. Bundesstaatlichkeit nach
Art. 79 Abs. 3 und Art. 20 Abs. 1 GG

1. Der Normierungsprimat des Art. 79 Abs. 3 GG

a) Eine „Bundesstaatlichkeit“ ist als oberstes Verfassungsprinzip normativ ga-
rantiert in Art. 79 Abs. 3 GG. Dort ist dies jedoch nicht geschehen unter Hinweis auf
etwas wie Globalbegrifflichkeit einer Staatsform („Föderalismus“, „Bundesstaat
[-lichkeit]“), sondern nur als Gewährleistung von zwei Organisationsprinzipien:
(Mehr-)Zahl von Ländern und (deren) „Mitwirkung bei der Gesetzgebung“5. Ersteres
folgt schon begrifflich aus der Gewährleistung eines „Bundes“; letzteres verengt
jedoch wesentlich die (gesamt)verfassungsrechtlichen Kompetenzen der Bundes-
glieder, damit den Inhalt des vom Grundgesetz unabänderlich gewährleisteten Fö-
deralismus. Diese Garantieeingrenzung steht nicht imEinklang, weder grundsätzlich
noch nach föderaler Praxis der Gegenwart, mit auswärtiger oder innerstaatlich
wirksamer deutscher Bundesstaatlichkeit: Teilnahme der Bundesglieder auch an
Verwaltung oder Rechtsprechung des Bundes entspricht vielmehr, wenn auch in
unterschiedlichen Formen, insbesondere Organzuständigkeiten, deutscher Staats-
tradition, aber auch dem Verfassungsrecht seit 1949. Art. 79 Abs. 3 GG sichert
unabänderlich einen „deutschen Föderalismus“ also nur in seinen und nicht einmal in
den praktisch wichtigsten, herkömmlichen Norminhalten, schon gar nicht in einem
allgemeineren, etwa aus Verfassungsgeschichte oder Allgemeiner Staatslehre zu
erschließenden bundesverfassungsrechtlichen Regelungsbestand.

b) Art. 79 GG bezeichnet aber auch den grundgesetzlich abschließend normierten
Sicherungsraum des Föderalismus als solchen nach deutschem Staatsrecht. Aus der
Gewährleistung des „Bundesstaates“ inArt. 20Abs. 1GG als solcher ergibt sich kein
weiterreichender Inhalt eines „deutschen Föderalismus“ als eines obersten Verfas-
sungsprinzips.Denn Art. 20 Abs. 1 GG gewinnt nur durch Art. 79 Abs. 3 GG und die
dortigen Verweisungen eine normative Höchstrangigkeit. Die Bundesstaatlichkeit
wird aber in diesem selben Art. 79 GG bereits auf Ländermehrzahl und „gesetz-
geberische Mitwirkung“ eingeschränkt (vgl. vorsteh. a)). Während also Republik,
Demokratie, Sozialstaatlichkeit, sowie vor allem auch der Rechtsstaatlichkeit, über

5 Womit nur die des Bundes gemeint sein kann, vgl. Hain, K.-E., in: v. Mangoldt/Klein/
Starck, GG 6. Aufl. 2010, Art. 79.




